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1. Anfrage des Abg.
 Klaus Burger CDU  
 
 Eingang: 29. 06. 2017

2. Anfrage des Abg.
 Reinhold Gall SPD

 Eingang:  29. 06. 2017/ 
06. 07. 2017

3. Anfrage des Abg. 
 Dr. Friedrich Bullinger 
 FDP/DVP

 Eingang: 05. 07. 2017

Probleme bei der Verkehrsführung der Ablachtalbahn 
durch Biberschäden

a)  Sind der Landesregierung die Probleme bei der Verkehrs-
führung der Ablachtalbahn (Region Stockach und Sauldorf) 
aufgrund der Untertunnelung des Bahndamms durch Biber 
bekannt?

b)  Werden in diesen speziellen Fällen Sonderregelungen zur 
Vergrämung der Biber infrage kommen und werden diese 
nachhaltig umgesetzt?

Zugverspätungen und -ausfälle auf der Frankenbahn

a)  Wie viele Züge sind seit dem 1. April 2017 von den wei-
terhin anhaltenden Zugverspätungen und -ausfällen auf der 
Frankenbahn von Würzburg nach Stuttgart über Heilbronn/
Bad Friedrichshall betroffen?

b)  Welche Wirkung haben die bislang von der Landesregierung 
getroffenen Maßnahmen, wie die Einsetzung eines Sonder-
beauftragten, konkret bei den Verspätungen und Zugausfäl-
len auf der Frankenbahn entfaltet?

Energieverbrauch und Maßnahmen zur energetischen 
Sanierung in landeseigenen Liegenschaften im Landkreis 
Schwäbisch Hall

a)  Wie hoch ist der jährliche Energieverbrauch bei Strom, Erd-
gas, Heizöl und Wasser, aufgeschlüsselt auf die jeweiligen – 
sich im Eigentum des Landes befindlichen – Liegenschaften, 
im Landkreis Schwäbisch Hall?

b)  Welche baulichen Investitions-/Sanierungsmaßnahmen hat 
die Landesregierung mit welcher konkreten Energieeinspa-
rung seit dem Jahr 2011 unternommen, um an den jeweiligen 
Standorten im Landkreis energetische Gebäudesanierungs-
maßnahmen einzuleiten, damit eine spürbare, nachhaltige 
und effiziente Ressourceneinsparung erzielt werden kann, 
die sowohl die Umwelt entlastet als auch den Haushalt des 
Landes schont?
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Die Umsetzung der Tabakerzeugnisverordnung in Baden-
Württemberg bezüglich der Handhabung von Warnhin-
weisen im Einzelhandel und bei Warenausgabegeräten

a)  Wie stellt sich die Landesregierung die praktische Umset-
zung von § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 der Tabakerzeug-
nisverordnung beim Verkauf von Tabakprodukten im Einzel-
handel und in Warenausgabegeräten vor?

b)  Mit welchen Sanktionsschritten ist bei Nichtbeachtung der 
gesetzlichen Regelungen vonseiten der Behörden zu rech-
nen, sodass es nicht zu unterschiedlichen Beanstandungen 
bei der Überprüfung kommt?

Verbandsklage des Bundes für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland in Sachen Windpark „Langenburg“

a)  Welche Konsequenzen erwartet die Landesregierung infol-
ge des Eilantrags des Bundes für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland beim Verwaltungsgericht Stuttgart, der fordert, 
die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs gegen den 
Windpark „Langenburg“ im Landkreis Schwäbisch Hall 
wiederherzustellen?

b)  Inwiefern ist sie vor dem Hintergrund dieses exemplari-
schen Falls bereit, mit Blick auf diejenigen im Jahr 2016 in 
Baden-Württemberg immissionsschutzrechtlich genehmig-
ten Windenergieanlagen, bei denen im Rahmen des Geneh-
migungsverfahrens keine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt wurde, eine nachträgliche Überprüfung der 
Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung vorzunehmen?

Ungleichbehandlung von Schülern an Ganztagsschulen in 
Bezug auf die Teilnahme an außerhalb der Schule angebo-
tenem Musikunterricht

Wie rechtfertigt die Landesregierung, dass sie – wie einer Pe-
tition des Tonkünstlerverbands zu entnehmen ist – an Ganz-
tagsschulen Schülern von Privatmusiklehrern das unbeaufsich-
tigte Verlassen des Schulgeländes zur Teilnahme an privatem 
Musikunterricht am Nachmittag verwehrt, den Schülern der 
Musikschulen dies jedoch als Ausnahmeregelung pauschal ge-
stattet?

Gefahr der Radikalisierung junger Menschen

Wie rechtfertigt die Landesregierung, dass bei den Program-
men gegen Radikalisierung (z. B. des Kompetenzzentrums 
zur Koordinierung des Präventionsnetzwerks gegen [islamis-
tischen] Extremismus in Baden-Württemberg) nur die islamis-
tische Radikalisierung und die rechtsextreme Radikalisierung 
in den Blick genommen wird, nicht jedoch die linksextreme 
Radikalisierung?

4. Anfrage des Abg.
 Dr. Erik Schweickert  
 FDP/DVP

 Eingang: 07. 07. 2017

5. Anfrage des Abg.
 Dr. Friedrich Bullinger 
 FDP/DVP

 Eingang: 11. 07. 2017

6. Anfrage des Abg.
 Dr. Rainer Balzer AfD

 Eingang: 13. 07. 2017

7. Anfrage des Abg.
 Dr. Rainer Balzer AfD
 
 Eingang: 13. 07. 2017
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 8. Anfrage der Abg.
 Sabine Wölfle SPD

 Eingang: 14. 07. 2017

 9. Anfrage des Abg.
  Klaus Dürr AfD

 Eingang: 14. 07. 2017

10. Anfrage des Abg.
 Klaus Dürr AfD

 Eingang: 14. 07. 2017

11. Anfrage des Abg.
 Daniel Rottmann AfD

 Eingang: 14. 07. 2017

12. Anfrage des Abg.
 Lars Patrick Berg AfD

 Eingang: 14. 07. 2017

Umsetzung der nachlaufenden Spitzabrechnung der Kos-
tenpauschale für das Jahr 2015 nach dem Flüchtlingsauf-
nahmegesetz Baden-Württemberg

a)  Bis wann dürfen die Stadt- und Landkreise damit rechnen, 
dass die Landesregierung ihre Ankündigung einlöst, die über 
die gesetzliche Kostenpauschale nach dem Flüchtlingsauf-
nahmegesetz Baden-Württemberg hinausgehenden Mehr-
kosten aus dem Jahr 2015 spitz abzurechnen und rückwir-
kend komplett zu erstatten?

b)  Trifft es zu, dass die Landesregierung den Stadt- und Land-
kreisen zur Verrechnung der Mehrkosten aus dem Jahr 2015 
zunächst eine Abschlagszahlung in Höhe von 80 % gewäh-
ren und die Auszahlung des Restbetrags von den Prüfergeb-
nissen des Landesrechnungshofs abhängig machen will?

Impressumspflicht in Medien, die für Anzeigen der Landes-
regierung genutzt werden

Sollten aus Sicht der Landesregierung im Impressum des je-
weiligen Mediums die Besitzverhältnisse deutlich erkennbar 
dargestellt werden, wie dies in der Vergangenheit auch der 
CDU-Bundesverband forderte?

Linksextremisten aus Baden-Württemberg beim G-20-Gip-
fel 2017 in Hamburg

a)  Wie viele Linksextremisten aus Baden-Württemberg begin-
gen mutmaßlich wie viele Straf- und Gewalttaten im Rah-
men des G-20-Gipfels 2017 in Hamburg?

b)  Welchen konkreten Zusammenschlüssen wie lokalen Antifa-
Organisationen oder parteipolitischen Gruppierungen sind 
die aus Baden-Württemberg angereisten Linksextremisten 
zuzurechnen?

Einladung der autonomen Punkband „Feine Sahne Fisch- 
filet“ zum Musikfestival „Das Fest“ in Karlsruhe

Wie steht die Landesregierung zur Einladung dieser Band – Zi-
tat: „Wir stellen unseren eigenen Trupp zusammen/und schi-
cken den Mob dann auf euch rauf/die Bullenhelme, sie sollen 
fliegen/eure Knüppel kriegt ihr in die Fresse rein/und danach 
schicken wir euch nach Bayern/denn die Ostsee soll frei von 
Bullen sein“ – zu einem öffentlich geförderten Festival?

Europaweite Ausschreibung beim Fahrzeugkauf für die 
Feuerwehr – Belastung durch eine umfangreiche Bürokra-
tie

a)  In welchem Umfang entstanden 2016 durch eine umfangrei-
che Bürokratie und durch von EU-Richtlinien verursachte 
Kosten höhere finanzielle Aufwendungen für die Feuerweh-
ren in Baden-Württemberg bei der europaweiten Beschaf-
fung von Feuerwehrfahrzeugen?

b)  Wie groß sind die zeitlichen Verzögerungen bei der Anliefe-
rung von Neufahrzeugen und Ersatzteilen aus dem EU-Aus-
land nach Baden-Württemberg durch die europaweiten Aus-
schreibungen durchschnittlich im Jahr 2016 ausgefallen?
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13. Anfrage des Abg.
 Lars Patrick Berg AfD

 Eingang: 14. 07. 2017

Absenkung des Pegels der Donau in Tuttlingen

a)  In welchem Umfang ist – auch mit Blick auf die Kosten und 
die Auswirkungen auf den Baumbestand am Ufer und für 
die Lindenallee der Weimarstraße – geplant, den Pegel der 
Donau für mindestens zwei Wochen abzusenken?

b)  Strebt die Landesregierung eine dauerhafte Absenkung des 
Pegels der Donau an, bei der eine Renaturierung der Donau 
und ein Einhalten der Wasserrahmenlinie der EU sinnvoll 
umsetzbar ist?


